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Anderungsantrag der Fraktion der FDP

Stiarkung des Rundfunkrates bei der Uberpriifung der Entwicklung der
Telemedienangebote

Die vom allgemeinen Gebiihrenzahler finanzierten frei erhaltlichen
Telemedienangebote von Radio Bremen stehen zu einem Teil in einem
Konkurrenzverhaltnis mit privatwirtschaftlichen Angeboten von
Medienunternehmen, die ihre Inhalte bezahlpflichtig anbieten und um
zahlende Kunden werben miissen. Die Anderung des Radio-Bremen-
Gesetzes sieht vor, dem Rundfunkrat als interner Aufsichtsinstanz die
Aufgabe zuzuweisen, die Einhaltung der Aufgabentrennung, der
Ausgewogenheit und Zulassigkeit der Telemedienangebote von Radio
Bremen zu lberpriifen. Geman § 12 Absatz 7 des Gesetzentwurfs betragt
die Amtsperiode fir die Rundfunkrate vier Jahre. Eine Berichtspflicht
gegeniiber dem Rundfunkrat lber die Entwicklung der Telemedien nur alle
vier Jahre wiirde bedeuten, dass die Rate nur einmal in ihrer jeweiligen
Amtsperiode darliber informiert wiirden. Um eine regelmafige
Wahrnehmung dieser wichtigen Aufgabe sicherzustellen, ware daher eine
jahrliche Berichtspflicht angemessener.

Die Biirgerschaft (Landtag) moge beschlieBen:
Artikel 1 Nummer 9b) wird wie folgt gefasst:
»0)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefiigt:

,(4) Die Anstalt berichtet dem Rundfunkrat jahrlich liber die
Entwicklung ihrer Telemedienangebote und geht darin auf die sich
aus dem Medienstaatsvertrag ergebenden Anforderungen und
insbesondere auf die Vorgaben in § 2 Absatz 3 Satz 5 ein.**

Dr. Marcel Schroder, Thore Schack und Fraktion der FDP



	Bremische Bürgerschaft
	Drucksache 21/331
	Änderungsantrag der Fraktion der FDP
	Stärkung des Rundfunkrates bei der Überprüfung der Entwicklung der Telemedienangebote



